
rechtsprechende Funktionen haben. Wie je-
doch das besondere Gewicht jeder Nation in 
diesem Rat durch den Beitritt neuer Nationen 
verändert wird, ist noch problematisch. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt wird die Legislative 
gebildet von Parlamentariern, die durch die 
nationalen Parlamente gewählt wurden, ähn-
lich wie die Senatoren in den USA früher von 
den gesetzgebenden Körperschaften der ein-
zelnen Staaten gewählt wurden. Der Vertrag 
von Rom sieht jedoch vor, daß sie zu einem 
noch unbestimmten späteren Zeitpunkt durch 
direkte Wahl innerhalb der sechs zusammen-
geschlossenen Staaten bestimmt werden sol-
len. Die Legislative, das sogenannte Euro-
päische Parlament, kann Rechenschaftsberich-
te von der Exekutive verlangen, um sie zu 
diskutieren und geeignete Empfehlungen zu 
geben. Gespräche mit führenden europäischen 
Politikern und anderen Persönlichkeiten, die 
sich mit der Frage befaßt haben, wie eine grö-
ßere Einheit zu erreichen wäre, haben mir ge-
zeigt, daß der größte Teil von ihnen davon 
überzeugt ist, Europa müsse zuerst seine 
eigene politische Integration erreicht haben, 
ehe es mit Kanada und den Vereinigten Staa-
ten in die Diskussion über den besonderen 
verfassungsrechtlichen Charakter einer grö-
ßeren Atlantischen Gemeinschaft eintreten 
könne. Sie alle sind sich bewußt, daß Kanada 
und die USA durch ihre Mitgliedschaft in der 
NATO bereits verpflichtet sind, in weitem 
Umfang die militärische Sicherheit Europas 
zu garantieren (wobei den Vereinigten Staa-
ten ganz offensichtlich die Führungsrolle in 
dieser militärischen Allianz zufällt). Sie sind 
aber trotzdem der Meinung, daß das politische 
Verhältnis dieser beiden Länder Nordameri-
kas zu Europa (abgesehen von der militäri-
schen Allianz) nicht zur Diskussion gestellt 
werden sollte, bis die wichtigsten europäischen 
Nationen so weit integriert sind, daß sie zu 
dieser Frage in voller Einstimmigkeit Stellung 
nehmen können. Dasselbe gilt für den wirt-
schaftlichen Bereich, obwohl hier die Bedin-
gungen ihrer wirtschaftlichen Partnerschaft 
schon jetzt festgelegt werden müssen, ohne 
Rücksicht darauf, welche Form ein möglicher 
wirtschaftlicher Zusammenschluß Nordameri-
kas mit Europa annehmen könnte. Kanada 
und die Vereinigten Staaten sind beide Mit-
glieder der OECD, aber diese ist grundsätz-
lich darauf beschränkt, Empfehlungen abzu-
geben.

Die Gefühle der Europäer in dieser Hinsicht 
sind völlig verständlich. Als Einheit, so glau-

ben sie, werden sie in der Lage sein, mit den 
nordamerikanischer Ländern auf gleicher 
Basis verhandeln zu können. Dadurch werde 
wahrscheinlich eine viel dauerhaftere Art von 
Partnerschaft zustandekommen. Ich glaube, 
daß die jetzige Regierung der Vereinigten 
Staaten die gleiche Ansicht vertritt, die neuer-
dings als die „Hantel"-Konzeption bezeichnet 
wird, womit man zum Ausdruck bringen will, 
daß eine wirtschaftliche oder politische Allianz 
in sich festgefügter ist, wenn die beiden 
Partner, die sie bilden, von gleichem Gewicht 
sind.

Ich selbst glaube, daß die europäische Integra-
tion und die Besprechungen über die Bildung 
einer echten Atlantischen Gemeinschaft nahe-
zu parallel nebeneinander her laufen können.

Schwierigkeiten auf dem Wege 
zur atlantischen Einigung

Sollten sich die gegenwärtigen Bemühungen um 
eine politische Integration Europas festfahren, 
müßte man die Situation noch einmal über-
prüfen. Zur Zeit liegt die Gefahr, daß dieses 
eintreten könnte, in den sehr realen Differen-
zen, die jetzt innerhalb der EWG selbst aufge-
treten sind. General de Gaulle hat klar zum 
Ausdruck gebracht, daß er nur ein „Europa 
der Vaterländer" unterstützen wird, womit er 
vermutlich eine lockere Föderation meint, in 
der jeder Staat seine völlige Souveränität be-
hält und keiner supranationalen Behörde das 
Recht zuerkannt wird, bindende Beschlüsse 
durch entsprechende Abstimmung zu fassen. 
Diese Ansicht wird von einigen Kreisen in 
Deutschland und Italien geteilt. Das wird auch 
in Großbritannien der Fall sein, wenn es der 
EWG beitritt. Aber diese Auffassung stimmt 
nicht überein mit der grundsätzlichen Politik 
Bundeskanzler Adenauers und wird auch 
von den BENELUX-Staaten abgelehnt, die 
eine ausgeprägtere Form des Föderalismus 
für nötig halten.

Welche Haltung Frankreich letztlich zu dieser 
Frage einnehmen wird, läßt sich schwer vor-
aussagen, aber es ist sehr interessant festzu-
stellen, daß fünf Mitglieder des Kabinetts de 
Gaulle im Mai 1962 von ihren Ministerposten 
zurücktraten, weil sie mit Präsident de Gaulle 
gerade in diesem Punkte nicht übereinstimm-
ten. Hinzu kommt noch, daß die französische 
Regierung, als der Außenminister im Juni 
1962 in der Nationalversammlung einen Abriß 
der französischen Außenpolitik gab, ein zu-
stimmendes oder ablehnendes Votum.der Na-



tionalversammlung in dieser Frage verbot. 
Daraufhin verließ fast die Hälfte der Parla-
mentarier den Saal. Dieser Auszug wird all-
gemein dahin ausgelegt, daß die Legislative 
mit Präsident de Gaulle weitgehend uneins 
ist in der Frage der engeren europäischen po-
litischen Union.

Da Kanada unser bedeutendster Handelspart-
ner ist, hat seine Einstellung zum Gesamt-
problem einer Atlantischen Gemeinschaft für 
die Vereinigten Staaten außerordentliche Be-
deutung. Die jüngsten Wahlen haben wenig 
Aufschluß über die kanadischen Vorstellungen 
gegeben. Ich hoffe aber dennoch, daß die na-
tionalistischen Gefühle in Kanada, die in den 
letzten Jahren so häufig ihren Ausdruck in 
einer anti-amerikanischen Haltung gefunden 
haben, unsere beiden Länder nicht daran 
hindern werden, eine weitgehende Überein-
stimmung bezüglich der Rolle zu erzielen, die 
wir am besten gemeinsam bei der Entwicklung 
einer Atlantischen Gemeinschaft spielen kön-
nen.

Eine ähnliche Schwierigkeit ergibt sich in be-
zug auf Japan, das wir davon überzeugen 
müssen, daß die Schaffung einer Atlantischen 
Gemeinschaft sich nicht abträglich auf Japans 
berechtigte Hoffnungen auf Einbeziehung in 
solche Handelsabkommen auswirken wird, 
die sich letztlich aus den Verhandlungen zwi-
schen dem Gemeinsamen Europäischen Markt 
und den Vereinigten Staaten ergeben werden.

Atlantische Gemeinschaft und 
Entwicklungsländer

Es ist absolut notwendig, daß wir den weniger 
entwickelten Gebieten der Welt klar machen, 
wie wertvoll für sie ein engerer Zusammen-
schluß der Industriestaaten der Atlantischen 
Gemeinschaft sein kann. Sie werden künftig, 
wie auch bisher schon, ständig Angriffe der 
kommunistischen Mächte gegen den Gemein-
samen Markt und gegen die Länder der At-
lantischen Gemeinschaft vernehmen, genauso 
wie Stalin vor 15 Jahren den Marshall-Plan 
beschimpft hat. Uns wird zwar häufig vorge-
halten, wir seien zu empfindlich in bezug auf 
die Meinungen kleinerer Nationen mit ge-
ringem Einfluß. Ihre Meinung kann aber 
in einer solchen Angelegenheit nicht ignoriert 
werden, falls sie einmal Grund zu der An-
nahme hätten, sie würden durch Maßnahmen 
der Atlantischen Gemeinschaft benachteiligt 
werden. Darin liegt nämlich eine echte Ge-
fahr.

Wenn andererseits unsere Verhandlungen mit 
dem Gemeinsamen Markt erfolgreich sein soll-
ten und wenn eine Atlantische Gemeinschaft 
zustande kommen würde, müßte sich eine sol-
che Entwicklung zum Vorteil für andere Staa-
ten auswirken. Welche Gestalt auch immer die 
Atlantische Gemeinschaft haben wird, sie kann 
einfach keine exklusive Organisation werden. 
Politische und militärische Faktoren können und 
müssen sogar die atlantischen Völker enger 
zusammenführen, damit sich die eigene Stärke 
und ihr Wohlstand erhöht; doch darf sich das 
nicht zu einem Instrument gewollten oder 
nicht gewollten wirtschaftlichen Druckes auf 
schwächere Nationen auswirken. Die Atlan-
tische Gemeinschaft muß so beschaffen sein, 
daß das eigene Wachstum in Handel und 
Wohlstand seinen Niederschlag findet im ge-
gegenseitigen Nutzen für alle Entwicklungs-
länder der Welt, und das nicht nur durch ge-
steigerte Hilfeleistungen, sondern auch auf 
dem noch wichtigeren Gebiet einer Handels-
ausweitung. Ich kann nicht nachdrücklich 
genug betonen, wie wichtig diese Erwägungen 
für uns bei den Verhandlungen mit dem Ge-
meinsamen Markt sein müssen.

Auswirkungen auf die 
Vereinten Nationen

Unterstützung der Vereinten Nationen bleibt 
ein Axiom der amerikanischen Außenpolitik, 
das in der öffentlichen Meinung einen starken 
Rückhalt findet. Aus diesem Grunde wird 
die Reaktion der amerikanischen Öffentlich-
keit auf die Idee einer eng verknüpften At-
lantischen Gemeinschaft weitgehend davon 
abhängen, ob das amerikanische Volk glaubt, 
daß die Schaffung einer derartigen regionalen 
Gemeinschaft die Wirksamkeit der Vereinten 
Nationen beeinträchtigen könnte. Meines Er-
achtens dürfte es im Grundsätzlichen keine 
wesentlichen Interessenkonflikte geben.
In Wirklichkeit aber glaube ich, daß eine ob-
jektive Beurteilung der Rolle der Vereinten 
Nationen in der Weltpolitik eine wachsende 
Skepsis der amerikanischen Öffentlichkeit ge-
genüber der Frage zutage bringen wird, ob die 
Vereinten Nationen die hochgespannten Er-
wartungen von 1945 überhaupt erfüllen kön-
nen. Eine solche Skepsis scheint mir berech-
tigt zu sein. Die ursprüngliche Struktur der 
Vereinten Nationen setzte voraus, daß die 
damals als Großmächte bezeichneten Nationen 
— die Vereinigten Staaten, Großbritannien, 
Frankreich, die Sowjetunion und China — 
auch weiterhin in ausreichender Harmonie zu-



sammenleben würden, um den Frieden zu er-
halten, und daß sie bei dem Bemühen, kleine 
Nationen zur Einhaltung bestimmter inter-
nationaler Verhaltensnormen anzuhalten, kol-
lektiv vorgehen würden. Die Charta der Ver-
einten Nationen räumte diesen fünf Mächten 
Sonderrechte ein, darunter auch das Veto-
Recht im Sicherheitsrat, dem die Hauptverant-
wortung für die Erhaltung des Friedens über-
tragen wurde. Diese Konzeption ging sehr 
bald schon in die Brüche, als nämlich Sowjet-
rußland damit anfing, von seinem Veto-Recht 
in einer Weise Gebrauch zu machen, die alle 
konstruktiven Bemühungen des Sicherheits-
rates vereitelte. Und innerhalb von fünf Jah-
ren unterstanden dem China, das einen Sitz im 
Sicherheitsrat einnahm, nur noch Formosa und 
einige kleinere Inseln, während eine kommu-
nistische Regierung das gesamte chinesische 
Festland beherrschte. Diese beiden Faktoren 
führten dazu, daß man sich immer stärker auf 
die Generalversammlung stützen mußte, um 
wirksam handeln zu können.

Dieses zweite Organ, in dem jeder als Mit-
glied der Vereinten Nationen zugelassene 
Staat ohne Rücksicht auf geographische, wirt-
schaftliche und bevölkerungsmäßige Unter-
schiede eine gleiche Stimme besitzt, hat in den 
vergangenen siebzehn Jahren seinen Charakter 
von Grund auf verändert. In dieser Zeit hat 
sich die Zahl der Mitgliedstaaten mehr als 
verdoppelt, und Blockbildungen innerhalb der 
Mitglieder, wie zum Beispiel die Afro-Asia-
tische Gruppe, können nun in besonderen 
Fällen bei den Abstimmungen den Ausschlag 
geben oder doch wenigstens die Versammlung 
davon abhalten, in einer wichtigen Ange-
legenheit zu einer Entscheidung zu kommen, 
für die eine Zweidrittelmehrheit vorgeschrie-
ben ist. Obwohl sie nur selten ihre Meinung 
einstimmig abgeben, haben die Entwicklungs-
länder der Welt mit Hilfe der ihnen in der 
Regel zur Verfügung stehenden kommunisti-
schen Stimmen die Möglichkeit, Resolutionen 
zu erzwingen, wenn sie das wollen, und das 
ohne Rücksicht auf die Ansichten der viel stär-
keren Nationen in der Gruppe der Atlanti-
schen Gemeinschaft, die das meiste Geld zur 
Finanzierung der Aktionen der Vereinten Na-
tionen aufbringen. Das Ergebnis ist, daß die 
Versammlung Resolutionen annimmt, die in 
einigen Fällen gerade von den Ländern igno-
riert werden, die von ihnen am meisten be-
troffen werden.

Die Erfahrungen der Vereinten Nationen in 
Korea, Suez und im Kongo beweisen, daß 

wirksame Aktionen, die größere Verpflich-
tungen und erhebliche finanzielle Aufwen-
dungen mit sich bringen, bestenfalls sehr ge-
wagte Unternehmen sind, und daß besonders 
diese Aktionen ohne die starke Rückendek-
kung der Vereinigten Staaten unmöglich ge-
wesen wären. Es ist sehr interessant festzu-
stellen, daß die Generalversammlung im Jahre 
1960 einstimmig (70:0) für ein militärisches 
Eingreifen im Kongo entschied, während bis 
Juli 1962 nur neunzehn Staaten den auf sie 
entfallenden Teil der Kosten dieser Aktion 
bezahlt hatten, über fünfzig haben überhaupt 
noch nichts bezahlt. Diese Tatsachen ziehen 
zwangsläufig eine gewisse Skepsis in der Be-
urteilung der Frage nach sich, was für eine 
wirksame Rolle die Vereinten Nationen nun 
tatsächlich spielen können.

Dennoch stellen die Vereinten Nationen das 
einzige Forum dar, in dem eine freie Disku-
sion internationaler Probleme, die irgendein 
Gebiet der Welt berühren, stattfinden kann. 
Sie bieten noch immer die größte Sicherheit 
dafür, daß den neu entstandenen und noch 
nicht genügend gefestigten Nationen, die 
einen so großen Teil der Mitglieder reprä-
sentieren, die Unabhängigkeit erhalten bleibt. 
Die Vereinten Nationen spielen immer noch 
eine außerordentlich wichtige Rolle durch 
ihre Sonderorganisationen, wie zum Beispiel 
auf dem Gebiet der Technischen Hilfe, der 
Volksgesundheit, der Kinderfürsorge, der Er-
ziehung und der Flüchtlingsbetreuung.

Die Entwicklung einer starken Atlantischen 
Gemeinschaft braucht nicht in Widerstreit mit 
den Vereinten Nationen zu geraten. Ebenso-
wenig sollten die Entwicklungsländer das Ent-
stehen einer solchen Atlantischen Gemein-
schaft mit Besorgnis betrachten. Es ist ja doch 
so, daß der Ausbau der Atlantischen Gemein-
schaft zu einer eng verbundenen Gruppierung 
sehr wohl der Stärkung des ganzen schon vor-
handenen Apparates dienen kann, der den 
Frieden erhalten soll. Ich glaube, daß dies dem 
amerikanischen Volke allmählich klar wird.

Militärische und 
wirtschaftliche Integration 
vor politischer Einheit

Ich selbst bin mir völlig im klaren darüber, 
daß eine wirkliche Atlantische Gemeinschaft 
nur durch einen von innen kommenden Ent-
wicklungsprozeß entstehen wird. Vorausset-
zung dafür ist, daß Übereinstimmung über den 
Einsatz der Atommacht und über die Rolle 



der europäischen Staaten einerseits und den 
Vereinigten Staaten andererseits in der mili-
tärischen Gesamtkonzeption erzielt wird. 
Überdies muß die Handelspartnerschaft mit 
Europa, so wie sie in der Handelspolitik der 
jetzigen amerikanischen Regierung vorge-
sehen ist, erheblich über den derzeitigen 
Stand hinaus erweitert werden, ehe es Zweck 
hat, die Frage gemeinsamer politischer In-
stitutionsformen zu erörtern. Das Fernziel muß 
man sich dabei aber stets vor Augen halten. 
Ich bin überzeugt, daß weder eine militärische 
Allianz noch Handelspartnerschaft allein 
ohne das starke Band politischer Institutionen 
von Dauer sein können. Ich bin aber gleicher-
maßen davon überzeugt, daß es ohne die 
militärische Allianz und die Handelspartner-
schaft keine politischen Institutionen geben 
kann. Es wird aber teilweise die Ansicht ver-
treten, daß die Reihenfolge umgekehrt sein 
müßte und daß wir sofort auf die Sicherung 
der politischen Einheit hinarbeiten müßten, 
weil nämlich die militärischen und wirtschaft-
lichen Probleme wahrscheinlich erst dann ins 
rechte Licht gerückt werden, wenn vorher 
föderative Organe errichtet worden sind. Die-
ser Auffassung stimme ich nicht zu.

Der Zeitplan ist von überragender Bedeutung. 
Man hat, besonders in unserem Land, noch 
nicht klar genug erkannt, wie dringlich es ist, 
jetzt vorwärts zu gehen. Natürlich besteht die 
Gefahr, daß die gesamte Konzeption einer 
echten Atlantischen Gemeinschaft durch zu 
starkes Forcieren scheitert, während nämlich 
der Integrationsprozeß innerhalb Europas 
selbst noch im Gange ist, während unsere 
Handelspartnerschaft mit diesem sich inte-
grierenden Europa noch diskutiert wird und 
während wir noch immer nach einer prakti-
kablen Lösung der Aufgabenteilung im Atom-
bereich suchen. Dennoch ist die Schaffung 
einer echten Atlantischen Gemeinschaft inner-
halb der nächsten zehn Jahre ein wirklich-
keitsnahes und durchaus erreichbares Ziel. Da 
aber noch so viele Fragen in der Schwebe sind, 
scheint es etwas müßig zu sein, schon jetzt 
einen genauen Zeitplan ausarbeiten zu wollen. 
Wenn aber andererseits nicht absolute Ein-
mütigkeit darüber erzielt wird, daß eine bal-
dige Aktion zweckmäßig ist, kann sehr wohl 
das Bewußtsein für die Dringlichkeit verloren 
gehen und der momentane Schwung abflauen.

Natürlich können die Meinungen darüber 
auseinandergehen, was jetzt im einzelnen zu 
tun ist. Ich selbst halte die folgenden vier 
Maßnahmen für zweckmäßig, wenn ich auch 

nicht so weit gehen möchte, sie al

1

s die um-
fassende Beantwortung dieser Frage hinzu-
stellen ).

Vier Empfehlungen

Die erste Empfehlung besteht darin, daß die 
Regierungen der NATO-Staaten aufgefordert 
werden, zum frühestmöglichen Zeitpunkt; eine 
aus Regierungsvertretern zusammengesetzte 
Sonderkommission mit dem Auftrag einzuset 
zen, Pläne für die Schaffung einer echten At-
lantischen Gemeinschaft auszuarbeiten, die so 
zu organisieren sei, daß sie den Anforderun-
gen unserer Zeit gerecht wird. Ich bin mir be-
wußt, daß etwaige Vorschläge von selten die-
ser Kommission für Maßnahmen, die von den 
Regierungen getroffen werden müßten, nicht 
von heute auf morgen ausgearbeitet werden 
können. Ein Grund mehr, um ohne weitere 
Verzögerung anzufangen.

Zweitens trete ich für die Errichtung eines 
ständigen Hohen Rates als unerläßlich für eine 
echte Atlantische Gemeinschaft ein, und zwar 
auf höchster politischer Ebene, der die Auf-
gabe hätte, alle die Gemeinschaft als Ganzes 
betreffenden Angelegenheiten zu vereinheit-
lichen, zu planen und in vorher festgelegten 
Fällen grundsätzlich zu entscheiden. Bis zur 
Errichtung dieses Rates müßte der NATO-Rat 
dadurch verstärkt werden, daß man ihm zu-
sätzliche Aufgaben zuweist. Die genaue Zu-
sammensetzung und Natur dieses Hohen Ra-
tes wäre auszuhandeln, doch ist der Zweck 
völlig klar. Es soll nämlich dadurch versucht 
werden, eine entscheidungsbefugte Körper-
schaft einzurichten, die eine Reihe kniff-
lige und seit langem anstehende Probleme 
lösen könnte, insbesondere die militä-
rischen Probleme, die mit der Aufgabenteilung 
und dem Einsatz der militärischen Atommacht 
Zusammenhängen, sowie den Umfang der kon-
ventionell bewaffneten Streitkräfte, die von 
der NATO unterhalten werden sollten.
Die Errichtung eines Hohen Rates würde es 
den Staaten der Atlantischen Gemeinschaft er-
möglichen, gemeinsam die großen Probleme 
anzupacken, die an ihre Lebensinteressen 
rühren. Die strittige Frage der Souveränität 
würde in das rechte Licht gerückt werden. 
Die Worte, die Sir Winston Churchill in sei-
nem historischen Aufruf zur Einheit Europas

1) Diese Vorschläge gehören zu den Empfehlungen 
der „NATO Citizens Convention", die im Januar 
1962 in Paris stattfand und deren Präsident zu sein 
ich die Ehre hatte.



1948 im Den Haag gefunden hat, treffen auch 
heute noch auf die Entscheidung zu, vor die 
jetzt die atlantischen Nationen gestellt sind;

„Man kann unmöglich die Wirtschaft und die 
Verteidigung aus der allgemeinen politischen 
Struktur herausnehmen. Zu der gegenseitigen 
Hilfe auf dem Gebiete der Wirtschaft und zur 
gemeinsamen militärischen Verteidigung muß 
zwangsläufig in jeder Phase auch eine paral-
lele Politik hinzutreten, die auf eine enge 
politische Verbundenheit geric

2

htet ist. Es trifft 
schon zu, daß damit ein gewisser Verzicht auf 
nationale Hoheitsrechte oder eine Zusammen-
legung solcher Hoheitsrechte verbunden ist. 
Es ist aber auch möglich und etwa nicht unan-
genehmer, diesen Prozeß so zu betrachten, als 
übernähmen dabei alle beteiligten Staaten 
allmählich jene größere Souveränität, die 
allein ihre mannigfaltigen und charakteristi-
schen Bräuche und Eigenheiten sowie ihre 
völkischen Traditionen schützen kann, welche 
samt und sonders unter einem totalitären Sy-
stem, ob nationalsozialistisch, faschistisch 
oder kommunistisch, zweifellos für alle Zeiten 
verschwinden würden." )

Drittens sollten der NATO-Parlamentarierkon-
ferenz zusätzliche Aufgaben übertragen wer-
den, und zwar die einer Beratenden Versamm-
lung (möglicherweise gleichzeitig für die 
NATO und die OECD), ohne ihr dabei beson-
dere zusätzliche Befugnisse zu geben. Dieses 
Organ ist eine Schöpfung der gesetzgebenden 
Versammlungen der NATO-Staaten, die Dele-
gationen aus ihren eigenen Reihen zusammen-
stellen und zu den regelmäßig stattfindenden 
Tagungen entsenden. Dort erörtern sie die 
Probleme und die Zukunft der NATO und rich-
ten häufig Empfehlungen an den NATO-Rat 
oder an die Regierungen der Mitgliedstaaten. 
Doch zählt die Konferenz jetzt noch nicht zu 
den offiziellen Organen der NATO. Während 
in Europa auf jeden einzelnen Schritt im Auf-
bau europäischer Organe die Schaffung einer 
europäischen gesetzgebenden Versammlung 
in der einen oder anderen Form folgte, um als 
Forum für die offene Diskussion von politi-
schen Grundsatzfragen zu dienen und um eine 
gewisse Überwachung auszuüben, besteht 
keine derartige Körperschaft für die NATO 
oder die OECD oder für einen etwa noch zu 
schaffenden Apparat einer Atlantischen Ge-
meinschaft. Diese Empfehlung bedarf natür-
lich noch der Präzisierung, besonders im Hin-

2) Winston Churchill, "The Grand Design", eine 
auf dem Europa-Kongreß am 7. Mai 1948 gehaltene 
Rede (London: United Europe Movement, 1948). 

blick auf den größeren Kreis der Mitglieder 
bei der OECD.
Meine vierte Empfehlung geht dahin, einen 
atlantischen Gerichtshof einzurichten, der be-
stimmte Rechtsstreitigkeiten, die sich aus den 
Verträgen ergeben könnten, zu entscheiden 
hätte. Dieser Schritt könnte natürlich erst dann 
unternommen werden, nachdem bestimmte 
Übereinkommen oder Pakte geschlossen wor-
den sind, da sich die Zuständigkeit des Ge-
richtshofes auf die Regelung von Streitigkei-
ten beschränken müßte, welche sich aus der 
Auslegung dieser Übereinkommen ergeben.

Die Rolle der atlantischen 
Beratenden Versammlung

Abgesehen von meiner ersten halten sich die 
anderen Empfehlungen alle mehr oder weniger 
an das allgemein anerkannte Schema von 
Exekutive, Gesetzgebung und Rechtsprechung, 
wobei die jeweiligen Rollen nicht allzu klar 
umrissen worden sind. Bei der dritten Emp-
fehlung dürfte es sich aber lohnen, noch ei-
nige zusätzlichen Bemerkungen zu machen. 
Die der vorgeschlagenen Beratenden Ver-
sammlung zugedachte Rolle entspricht dem 
Vorbild derjenigen Körperschaften, die bereits 
innerhalb der europäischen Institutionen er-
richtet worden sind. Und wenn auch zur Zeit 
noch nicht empfohlen wird, dieser Versamm-
lung besondere Befugnisse zu übertragen, so 
ist es dennoch wichtig, sich einmal die histo-
rische Entwicklung des parlamentarischen 
Einflusses und der parlamentarischen Verant-
wortung vor Augen zu führen, wie sie Woo-
drow Wilson vor vielen Jahren in seinem Buch 
über die verfassungsrechtliche Struktur der 
Vereinigten Staaten beschrieben hat:
„Wir sprechen jetzt dauernd von .Legislatu-
ren', von .gesetzgebenden' Versammlungen, 
werden bei ausgedehnten Debatten sehr unge-
duldig und mokieren uns über parlamentari-
sche Körperschaften, die es nicht fertig brin-
gen, ihre .Geschäfte' zu erledigen, Wir machen 
uns gern Carlyles beißend spöttische Bemer-
kung über talking shops  *) zu eigen, be-
lächeln Parlamente, die ihre Zeit mit endlosen 
Diskussionen ausfüllen, statt sich eifrig um 
das zu bemühen, was sie zusammengeführt 
hat. Und doch zeigt eine derartige Einstellung 
zu Volksvertretungen eine völlige Unkennt-
nis ihrer Geschichte und ihres ersten und

*) Anm. d. Red.: Unübersetzbares Wortspiel; von 
Carlyle im Sinne von „Schwatzbude" verwendet, 
von Wilson in der eigentlichen Bedeutung des 
Ausdrucks to talk shop = „zur Sache reden". 



wichtigsten Zwecks. Sie sollen ja gerade ,tal-
king shops' sein. Die Bezeichnung .Parlament' 
gibt nicht nur rein zufällig ihre Funktion an. 
Dort sollte ja mit denjenigen, in deren Hände 
damals die Geschicke des Landes lagen, par-
liert' werden: über Gesetze, über Verwal-
tungsakte, über Grundsätze und Pläne der 
Innen- und Außenpolitik, damit man nichts 
ohne Kommentar oder Tadel durchgehen ließ, 
was der allgemeinen Auffassung widersprach, 
damit man die Maßnahmen durchsetzen konn-
te, welche die Nation brauchte, und sich den 
Maßnahmen widersetzen konnte, welche die 
Nation nicht brauchte oder welche ihr zum 
Schaden gereichen würden. Ihr Zweck war 
wachsame Kritik, das Gespräch, in dem die 
Absichten der Regierung restlos aufgedeckt 
werden und mit dem den Trägern der Regie-
rungsgewalt die wahren Empfindungen und 
Wünsche des Volkes vor Augen geführt wer-
den sollten. Und wie gut sie diese Funktion 
ausgeübt haben, ergibt sich aus den Worten 
und Taten manch eines unsicheren Monarchen.

Nichts lag dem ursprünglichen Zweck der 
Volksvertretung ferner als der Gedanke, sie 
solle die Regierungsgeschäfte tatsächlich be-
sorgen........... Ihre Aufgabe bestand in der all-
gemeinen Beratung; die Richtschnur für ihr 
Vorgehen ergab sich aus der altüberlieferten 
Auffassung über das Wese

3

n der konstitutio-
nellen Staatsform, — einer Staatsform, die 
auf schriftlichen oder stillschweigenden Ab-
machungen beruht, welche in den Überliefe-
rungen und Grundsätzen englischer Lebens-
weise wurzeln. Man erwartete von der Volks-
vertretung die Zustimmung zu Maßnahmen, 
die der überlieferten Auffassung entsprachen, 
umgekehrt aber die Ablehnung von Maß-
nahmen, die dieser überlieferten Auffassung 
zuwiderliefen. Sie sollten das Gewissen des 
Volkes im Beisein der Regierung und in der 
Ausübung der Hoheitsgewalt Ausdruck ver-
leihen" ).

Zweifellos würde einer atlantischen Versamm-
lung, auch wenn sie sich auf Reden und De-
batten beschränken müßte, ohne dabei in die 
den einzelnen Staaten verbleibende Entschei-
dungsbefugnis einzugreifen, eine entscheiden-
de Rolle zufallen, nämlich Ratschläge zu er-
teilen und dem Gewissen der Atlantischen 
Gemeinschaft Ausdruck zu geben.

3) Woodrow Wilson: "Constitutional Government 
in the United States", New York, Columbia Uni-
versity Press, 1908, S. 10—12.

Wie wird sich die amerikanische 
öffentliche Meinung verhalten?

Bei einer jeden Diskussion, die man in unse-
rem Lande über die Idee der wahren Atlan-
tischen Gemeinschaft führt, muß man sich 
zwangsläufig auf das Glatteis der richtigen 
Einschätzung der öffentlichen Meinung in 
Amerika begeben. Wird sie die auf dieses 
Ziel gerichteten Schritte der Regierung hem-
men oder zu ihrer Beschleunigung beitragen? 
Man kann das zwar nicht mit Sicherheit vor-
aussagen, doch steht immerhin fest, daß das 
Interesse der Öffentlichkeit an diesem Thema 
ganz außerordentlich rege geworden ist.

Noch vor anderthalb Jahren hat man in unse-
rem Lande dem Europäischen Gemeinsamen 
Markt und seinen sehr weitreichenden Folgen 
nur wenig Beachtung geschenkt. Erst als Groß-
britannien um seine Aufnahme ersuchte, wur-
de uns richtig klar, daß die Bewegung in 
Richtung auf die europäische Integration viel 
schneller erfolgt war, als man bei uns erwartet 
hatte. Plötzlich regte sich sehr merklich das 
Interesse in den Bürgervereinigungen, Uni-
versitäten und Hochschulen in allen Teilen 
der Vereinigten Staaten. Die EWG avancierte 
zum Hauptdiskussionsthema. Die Empfeh-
lungen, die der Präsident bezüglich der neuen 
Außenhandelspolitik gegenüber dem Kongreß 
abgab, hat dieses Interesse noch gesteigert 
und dem amerikanischen Volke klar gemacht, 
daß sich die Ereignisse in Europa unmittelbar 
auf unsere eigene wirtschaftliche und politi-
sche Zukunft auswirken werden.

Häufig wird behauptet, die öffentliche Mei-
nung marschiere in Angelegenheiten der hier 
erörterten Art der offiziellen Auffassung vor-
an. Natürlich gibt es bei der Einschätzung 
der Meinungen solange nur Mutmaßungen, 
bis die tatsächlich abgegebenen Stimmen in 
den Parlamenten ausgezählt sind. In diesem 
Zusammenhang ist aber sehr ermutigend 
festzustellen, wie überwältigend die Mehrheit 
war, mit der ein so fortschrittliches Gesetz-
gebungswerk wie das Außenhandelsgesetz 
(Trade Expansion Act) in beiden Häusern 
des Kongresses verabschiedet wurde. Hier 
fand tatsächlich die amerikanische öffent-
liche Meinung ihren Niederschlag. Sieht 
man sich einmal die Protokolle der Ver-
handlungen des Kongresses über dieses Ge-
setz an, so stellt man fest, daß die Zahl der 
Seiten, auf denen das Gesetz befürwortet wird, 
viel geringer ist als die der Seiten, auf 
denen einem stärkeren Protektionismus und 



der Ablehnung des Gesetzes das Wort geredet 
wird. Doch kamen aus allen Ecken des Landes 
die Ansichten bedeutender Persönlichkeiten 
und wichtiger Teile der Presse, des Rund-
funks und des Fernsehens der Gesetzesvor-
lage entschieden zu Hilfe. Das Gesetz selbst 
beschränkte sich zwar auf die Frage von Ver-
handlungen mit dem Gemeinsamen Markt 
und mit anderen Staaten, um den Handelsver-
kehr zu steigern, doch bestand meines Erach-
tens keinerlei Illusion darüber, was die Zu-
stimmung zu dieser Maßnahme zur Folge hat. 
Es handelte sich um ein ganz entschiedenes 
Votum zugunsten dessen, was Präsident Ken-
nedy als ein Verhältnis gegenseitiger Abhän-
gigkeit zwischen den Vereinigten Staaten 
und einem integrierten Westeuropa bezeich-
nete, einem Partner, der stark genug wäre, 
um die Verantwortlichkeiten und die Initia-
tive in der freien Welt mit uns zu teilen.

Die Entwicklung einer Handelspartnerschaft 
zwischen den Vereinigten Staaten und dem 
Gemeinsamen Markt wird keine leichte Auf-
gabe sein, und ist sie erst einmal erfüllt, wer-
den wir nicht ohne noch größere Anstren-
gungen unsere Wettbewerbsfähigkeit erhalten 
können. Wir werden der ständigen Aufwärts-
entwicklung der Preise Herr werden müssen, 
und das geht nicht ohne ein größeres Verant-
wortungsbewußtsein der Gewerkschaften in 
ihren Lohnforderungen, die, wenn sie nicht an 
eine entsprechende Steigerung der Arbeits-
produktivität geknüpft sind, wiederum selbst 
nur zu ständig steigenden Preisen führen 
können. Auch die gewerbliche Wirtschaft 
muß sich auf einen schärferen Wettbewerb 
umstellen. Wir werden unseren ganzen Scharf-

sinn und unseren Erfindergeist voll einsetzen 
müssen, um die technischen Neuerungen, die 
zu schaffen uns gegeben ist, restlos aus-
nutzen zu können. Allerdings sind einige 
schmerzliche Umstellungen nicht zu vermei-
den. Auch wenn die vom Kongreß mit dem 
jetzt in Kraft befindlichen Handelsgesetz be-
willigte Umstellungshilfe noch so wirksam 
sein sollte, müssen wir uns dennoch darauf 
einstellen, gewisse Opfer zu bringen.

In dem mir vorschwebenden Entwicklungs-
prozeß wird der Kongreß der Vereingten 
Staaten zwangsläufig eine wichtige, ja sogar 
eine maßgebende Rolle zu spielen haben. Auf 
wirtschaftlichem Gebiet ist es ausschließlich 
Sache der beiden Häuser des Kongresses, dem 
Präsidenten die Befugnis zu erteilen, Ver-
träge auszuhandeln. Auf politischem Gebiet 
hat der Präsident nur eine beschränkte Hand-
lungsfähigkeit, da bindende Verpflichtungen 
von wirklich großer Bedeutung nur über unser 
verfassungsrechtlich vorgesehenes Vertrags-
verfahren und nicht durch Regierungsabkom-
men übernommen werden dürfen. Dies be-
deutet, daß alle etwa vom Präsidenten vor-
geschlagenen Verträge einer Zweidrittel-Mehr-
heit des Senats der Vereinigten Staaten be-
dürfen. Das heißt wiederum, daß weite Kreise 
der Öffentlichkeit bereit sein müssen, diese 
Verträge zu billigen, da die einzelnen Sena-
toren zwangsläufig von der Reaktion der 
Öffentlichkeit stark beeinflußt werden. Daraus 
erklärt sich, warum es so außerordentlich 
wichtig ist, daß die Öffentlichkeit den ge-
schichtlichen Wendepunkt erkennt, an dem 
sich unsere Nation befindet, und die Richtung, 
in der wir vorgehen müssen.

Lionel Gelber

Eine Zwangsehe
Europa und Amerika in der atlantischen Partnerschaft

Eine neue Etappe 
im Verhältnis Europa — Amerika

Europa und Amerika sind zwei Eheleute, die 
ebensowenig ohne einander wie miteinander 
glücklich leben können. Ihre Verbindung hätte 
man in den alten Tagen, insoweit sie mehr 
auf gegenseitigen Interessen als auf romanti-
scher Zuneigung beruht, als eine „Vernunft-
ehe" bezeichnet. „Zwangsehe" wäre jedoch 

eine zutreffendere Definition für eine Verei-
nigung, in welcher Partner unauflöslich mit-
einander verkoppelt sind, die in so vieler Hin-
sicht nicht zueinander passen. Beruhigend ist 
es, daß das Eheglück auch nicht zu den hervor-
ragenden Merkmalen der chinesisch-sowjeti-
schen Verbindung gehört. Auch ist es trost-
reich, daß die häuslichen Reibereien nachlas-
sen, sobald der Westen von außen herausge-



fordert wird. Aber der Westen mußte seine 
Reihen nicht nur gegen die dauernde Bedro-
hung aus dem Osten schließen. Innerhalb des 
Westens sind neue Entwicklungen im Gange. 
Bei dem Versuch, sich darauf umzustellen, 
kann der Westen nur zu leicht in ärgerliche 
Schwierigkeiten geraten.
Zwei der jüngsten Etappen der Ehe Europas 
mit Amerika sind allgemein bekannt: die Ab-
weisung Europas durch Amerika in der Zeit 
zwischen den beiden Kriegen; Amerikas groß-
zügige Bestrebungen, Europa nach dem zwei-
ten Weltkrieg wieder zum Leben zu erwecken. 
Doch ist nun eine neue Etappe erreicht. Euro-
pa, nun wieder erholt, betrachtet sich jetzt 
weniger abhängig von Amerika als zuvor. 
Die Trennung, wenn nicht gar die Scheidung 
von dem Ehepartner liegt in der Luft. Wird 
die europäische Unabhängigkeit, die Amerika 
selbst gefördert hat, zu ‘weit gehen? Besteht 
ferner bei dem neuen Verhältnis eine größere 
Gefahr als bei dem alten, die ganze Welt 
in einen Atomkrieg hineinzuziehen? Unab-
hängigkeit um welchen Preis? Das ist für bei-
de, für Amerika sowohl als auch für Europa, 
eine der großen Fragen, auf die eine Antwort 
noch aussteht. Den Zerfall aufzuhalten und 
den Zusammenhalt zu festigen, — das ist die 
Aufgabe, der sich die Vereinigten Staaten als 
die führende Nation des Westens nun gegen-
übergestellt sehen. Präsident Kennedy hat 
sich daher eine These von Eisenhower und 
Macmillan zu eigen gemacht, als er die Er-
klärung von der Interdependenz abgab, das 
heißt, von der gegenseitigen Abhängigkeit 
der Staaten untereinander. Als er darüber 
hinaus am 4. Juli erklärte, daß die Vereinig-
ten Staaten bereit seien, mit einem Vereinig-
ten Europa die Mittel und Wege zur Bildung 
einer konkreten atlantischen Partnerschaft zu 
erörtern, schwebte ihm dabei nicht nur die 
Stärkung der Verteidigung der freien Welt 
vor, sondern auch eine Partnerschaft, die be-
reit ist, nach außen mit allen Nationen zu-
sammenzuarbeiten, um ihre gemeinsamen Pro-
bleme zu lösen. Er hat dabei nicht gesagt, daß 
ein nur mit sich selbst beschäftigtes Europa 
die bestehenden Schwierigkeiten eher ver-
schärfen als vermindern würde. Das könnte 
aber leicht der Fall sein.

Ein weltweites Gleichgewicht 
der Kräfte sichert den Frieden

Die Verteidigung ist nicht der einzige Bereich, 
in dem sich das Schicksal der freien Völker 
entscheidet, aber wenn sie hier nicht die Ober-

hand gewinnen, dann Werden es andere tun. 
Die Isolationisten und Beschwichtiger gestern, 
die Pazifisten und Neutralisten heute haben sich 
bisher immer davor zu drücken versucht, diese 
Grundwahrheit zuzugeben. Aber die freie 
Welt kann ihren Fortbestand nicht dadurch 
gewährleisten, daß sie die Realitäten der 
Macht einfach ausklammert. Inwieweit ist nun 
Europa eigentlich heute in der Lage, sich selbst 
zu schützen? Wird es künftig besser in der 
Lage sein als bisher, den Rahmen für die atlan-
tische Interdependenz zu setzen? Die Siche-
rung des Friedens in der Nachkriegszeit war 
bisher hauptsächlich die Aufgabe der Verei-
nigten Staaten. In welchem Umfang wird ein 
Vereinigtes Europa bereit sein, diese Aufgabe 
zu übernehmen?

Wie erhält man den Frieden? Wenn die atlan-
tischen Völker in den entscheidenden Phasen 
des zwanzigsten Jahrhunderts nicht die Erhal-
tung einer freiheitlichen Weltordnung als ihr 
oberstes Ziel angesehen hätten, wäre es zu 
keinen größeren Kriegen gekommenem ersten 
Weltkrieg ließ sich diese freiheitliche Welt-
ordnung noch am besten durch die Bewahrung 
des Gleichgewichts der Kräfte in Europa er-
halten. Aber seit Pearl Harbor hat sich der 
Bereich kriegerischer Auseinandersetzungen 
erweitert, ebenso wie sich nach dem zweiten 
Weltkrieg der Bereich der Machtkonkurrenz 
in Friedenszeiten vergrößert hat. Der Frieden 
wird jetzt durch ein weltweites Gleichgewicht 
der Kräfte gesichert, das für den Westen durch 
die Vereinigten Staaten garantiert wird. Euro-
pa ist zwar immer noch ein äußerst wichtiges 
und kritisches Gebiet, aber doch nur eines 
unter anderen. Die Pax Britannica des neun-
zehnten Jahrhunderts lebte im wesentlichen 
von Englands weltweiter Beherrschung der 
Meere und dem Gleichgewicht der Kräfte 
in Europa. Jetzt aber, in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts, ist es den Europäern 
nicht gelungen, ihren Abschnitt in dem welt-
weiten Gleichgewicht der Kräfte allein zu 
sichern. Das ist der Grund dafür, daß die An-
wesenheit der Nordamerikaner im NATO-
Europa mehr darstellt als nur ein Symbol oder 
eine Ergänzung. Was dabei die Stärke aus-
macht, ist die Tatsache, daß die Anwesenheit 
der Nordamerikaner ein Teil der globalen 
Machtstruktur ist, die sich wiederum auf die 
nukleare See- und Luftmacht der Vereinigten 
Staaten stützt.

Aber das ist noch nicht alles. Wenn auch nie-
mand im Zeitalter der Atomraketen einen gro-
ßen Krieg mit Waffen allein gewinnen kann, 



würde die freie Welt ohne diese Waffen ihre 
Freiheit verlieren. Frieden durch Macht ist 
daher immer noch das Losungswort für den 
Westen. Aber so wie sich Ost und West im 
militärischen Bereich gegenseitig zurückhalten, 
stehen sie in um so härteren Auseinanderset-
zungen im nichtmilitärischen Raum, überdies 
hat die Machtverteilung zwischen den rivali-
sierenden Lagern nicht nur ein Ost-West-
Gleichgewicht herbeigeführt. Durch dieses 
Gleichgewicht erhalten die inneren Kräfte in 
jedem dieser Lager einen Spielraum, um sich 
selbst Geltung zu verschaffen. Wo gäbe es ein 
vereinigtes Europa, wo wären Adenauer oder 
de Gaulle ohne dieses Gleichgewicht? Wo 
wären jene Engländer, die die sowjetischen 
Angriffsraketen auf Kuba mit den Basen für 
NATO-Fernlenkwaffen auf eine Stufe stell-
ten? Wo wären die afro-asiatischen Kritiker 
und Verleumder dieses Kräftegleichgewichts? 
Die Neutralisten wären wohl kaum mit so-
viel Fleiß hofiert worden, wenn sich die Aus-
einandersetzung zwischen den beiden wider-
streitenden Konzeptionen der Weltordnung, 
der freien und der kommunistischen, nicht in 
so großem Maße auf nicht-militärisches Ge-
biet verlagert hätte. Aber so wie es jetzt nun 
einmal ist, ist einigen der relativ schwachen 
Staaten die Möglichkeit gegeben, eine Spra-
che zu führen, als stände eine wirkliche gro-
ße Macht hinter ihnen. Und innerhalb des 
Westens selbst wird eine Neuverteilung der 
Macht möglich durch weltweite Machtgaran-
tien, zu denen die Vereinigten Staaten das 
meiste beitragen. Diese Veränderung berührt 
auch den Osten. Rußland und China haben 
die Karten neu gemischt. Und die Art und 
Weise, in der sie sich nun miteinander arran-
gieren, muß sich auch einschneidend auf die 
Aussichten des Westens auswirken, genauso 
wie die Art und Weise, in der sich Europa 
und Amerika auf eine Neuverteilung der 
Macht im atlantischen Bereich umstellen.

Die Sicherheit Europas 
und Amerikas ist unlösbar 
miteinander verbunden •
Zur Diskussion steht vor allem die Befehls-
gewalt über die Abschreckungswaffe. Kann 
Europa ohne Amerika oder kann Amerika 
ohne Europa in eine Auseinandersetzung ver-
wickelt werden? Das ist nicht möglich. Ein 
Beiseitestehen ist durch die strategischen Plä-
ne, durch die moderne Kriegstechnik, durch das 
weltweite Ausmaß des Ost-West-Konfliktes 
selbst durch die strategische Verklammerung 

sowie durch die Tatsache unmöglich gemacht, 
daß der Gegner das Verteidigungssystem des 
Westens als einen einheitlichen Mechanismus 
betrachten und seinen Angriff darauf abstel-
len wird. Europa kann sich nicht einfach aus 
der Schußlinie zurückziehen, indem es sich 
dem wirtschaftlichen Aufbau widmet. Wollte 
es das tun, so müßte es sich aus seiner Allianz 
mit Amerika lösen und sich Moskau beugen. 
Das Ausmaß, in dem die Verbündeten der 
Vereinigten Staaten im strategischen Bereich 
mit Amerika verklammert sind, hat ihnen wäh-
rend des Koreakrieges und der nachfolgenden 
Ereignisse im Fernen Osten so große Sorge 
bereitet. Sie begannen zu fürchten, daß sich 
unter den für amerikanische Politik Verant-
wortlichen eine Schießfreudigkeit breitma-
chen könnte. Jetzt wiederum hegen einige 
Europäer die gegenteilige Befürchtung. Sie 
fragen sich, ob Amerika bereit sein wird, sich 
um Europas willen einem atomaren Vergel-
tungsschlag auszusetzen. Vielleicht befinden 
sich die Schießfreudigen jetzt in Bonn und 
Paris.
Ist es tatsächlich wahrscheinlich, daß die Ver-
einigten Staaten in einer europäischen Not-
lage eher zu wenig als zuviel unternehmen 
würden? Die Briten wollten sich nicht darauf 
verlassen müssen und haben unter anderem 
aus diesem Grunde eine eigene atomare Ab-
schreckungsmacht aufgebaut, allerdings in Zu-
sammenarbeit mit den Vereinigten Staaten. 
Die Franzosen werden unter Umständen ihren 
„Sitzstreik" in der NATO soweit in die Länge 
ziehen, bis sie aus den Vereinigten Staaten 
etwa die gleichen Atominformationen wie die 
Engländer für den Aufbau ihrer eigenen Ab-
schreckungswaffe herausgepreßt haben. Es mag 
für die Vereinigten Staaten unklug sein, den 
Franzosen diese Atominformationen noch län-
ger vorzuenthalten. Aber selbst die Franzo-
sen können nicht sagen, was für ein Regime 
sie künftig haben werden, dem, ihrem Wun-
sche entsprechend, die Vereinigten Staaten 
die für die Verteidigung des Westens 
so lebenswichtigen Atomgeheimnisse an-
vertrauen sollen. Bei ihrem Geschick, Un-
vernunft mit Vernunft zu tarnen, verlangen 
sie von den Vereinigten Staaten und Groß-
britannien mehr Vertrauen, als sie sich selbst 
vor, während und nach Vichy untereinander 
entgegenbrachten. In einem vereinigten Euro-
pa werden die Franzosen vielleicht — oder 
vieleicht auch nicht — die Entscheidung über 
den Einsatz ihrer Abschreckungswaffe mit 
anderen teilen. Das kann ein Mittel sein —• 
nicht nur —, um für Westeuropa die



Gleichberechtigung zu erreichen, sondern 
auch um Frankreichs hegemoniale Stellung 
innerhalb Westeuropas zu sichern. Die 
Belastung des französischen Staatshaushal-
tes wird allerdings astronomische Formen 
annehmen. Aber wenn sich die Europäer 
selbst an den Bettelstab bringen wollen, 
nur um sich ausreichend mit Atom-
waffen auszustatten, kann leicht der Fall ein-
treten., daß sie auf anderen Gebieten nicht 
gleichziehen können.

Eine europäische Abschreckungs-
macht beschwört Risiken herauf

Es ist unvermeidbar, daß Amerika und Euro-
pa, solange wie der Ost-West-Konflikt noch 
andauert, sich über die unterschiedlichen Auf-
fassungen von den zukünftigen Gegebenhei-
ten auseinandersetzen. Es geht dabei darum, 
ob ein vereinigtes Europa von regionalem Zu-
schnitt den gleichen Zugriff zu den Hebeln 
eines weltweiten Machtapparates haben soll, 
den aufzubauen und zu unterhalten von allen 
Nationen des Westens nur die Vereinigten 
Staaten in der Lage waren. Es mag sein, daß 
an diesem Abzug kein weiterer Finger mehr 
Platz findet. Was aber, wenn es mehr als 
einen Abzugshebel gibt?

Tatsächlich kann der Fall eintreten, daß es 
mehr als einen Abzugshebel gibt, wenn näm-
lich die Europäer erst einmal eine atomare 
Abschreckungswaffe besitzen werden, die nicht 
mit der allumfassenden amerikanischen Ab-
schreckungsmacht koordiniert ist. Ein Ausweg 
bestünde vielleicht darin, die europäische Ab-
schreckungswaffe der NATO zu unterstellen, 
wo sie unter Umständen von Amerikanern 
und Europäern gemeinsam gehütet werden 
könnte. Wenn eine solche NATO-Abschrek-
kungswaffe mit der allumfassenden amerika-
nischen Abschreckungsmacht auf diese Weise 
koordiniert würde, könnten die Vereinigten 
Staaten immer noch die letzte Kontrolle über 
die atomare Verteidigung des Westens aus-
üben. Wie aber wäre es um die Sicherheit des 
gesamten Westens beim Fehlen einer solchen 
Koordinierung bestellt? Es ist natürlich mög-
lich, daß ein vereinigtes Europa im Laufe der 
Zeit entdeckt, wie sich seine Forderung nach 
Gleichstellung in Übereinstimmung bringen 
läßt mit seinem obersten Bedürfnis nach Un-
terbindung verhängnisvoller Fehldispositio-
nen im Bereich der strategischen Verklamme-
rung. Eine solche Entdeckung ist nicht in Sicht.

Was die Unsicherheit über den amerikani-
schen Kurs angeht, so dürfte sich die nach 
der letzten Phase der Kubakrise etwas ver-
ringert haben. Ungewisser aber sind die Ein-
flüsse, denen ein vereinigtes Europa ausge-
setzt sein könnte, wenn es erst einmal eine 
gleichrangige Atommacht ist. Auf jeden Fall 
wird das weltumspannende Ausmaß des Ost-
West-Konfliktes weiterhin einen starken 
Zwang zum Handeln auf die Vereinigten Staa-
ten ausüben. Westeuropa ist von Anfang an 
der Hauptpreis dieses Weltkonfliktes gewe-
sen. Wenn der kommunistische Osten die 
Macht über Westeuropa mit seinen Menschen-
reserven, seinem wirtschaftlichen Potential 
und seiner zentralen strategischen Lage ge-
winnen sollte, würde sich das weltweite 
Gleichgewicht der Kräfte ein für allemal 
zu ungunsten der Vereinigten Staaten ver-
schieben. Die Europäer sollten sich einmal 
daran erinnern, daß Europa im ersten und 
im zweiten Weltkrieg fast verloren war, 
als die Amerikaner als Retter erschienen. 
Das alles hat sich nicht nur durch die 
Führungsrolle Amerikas und das derzeitige 
weltweite Gleichgewicht der Kräfte verändert, 
sondern auch schon durch die Natur der Atom-
waffen selbst. Wenn Europa überhaupt gehal-
ten werden soll, dann jetzt.
Zweimal ist die Neue Welt, wie es selbst 
Canning nicht besser hätte prophezeien kön-
nen, auf den Plan gerufen worden, das Gleich-
gewicht in der Alten Welt wiederherzustellen. 
Jetzt hat die Neue Welt die Alte Welt auf den 
Plan gerufen, um ein nun weltweites Gleichge-
wicht der Mächte wieder herzustellen. Eine 
offensichtlichere Umkehrung der Rollen gibt es 
gar nicht, und das müssen sich die Europäer 
vor Augen halten, wenn sie die Lage beur-
teilen.
Wie, so wird man fragen, kann der euro-
päische Abschnitt dieses weltweiten Gleich-
gewichts noch gehalten werden? In dem Maße, 
wie die Zahl der interkontinentalen Fernlenk-
geschosse zunimmt und wie die unangreif-
baren Polaris-U-Boote, die einen zweiten 
Schlag führen können, rings um das chine 
sisch-sowjetische Imperium aufmarschieren, 
mag das amerikanische Bedürfnis nach 
überseeischen Stützpunkten mehr und mehr 
nachlassen. Die Anwesenheit der Ameri-
kaner in Europa stellt jedoch einen be-
sonderen Fall dar. Diese Anwesenheit 
ist einmal ein Teil der weltweiten Ab-
schreckung, zum anderen wird damit auch 
noch ein spezifisch lokaler Zweck verfolgt. Ein 
amerikanischer Rückzug aus Europa kommt 



nämlich nicht in Frage, wenn es auch jenseits 
des Atlantik viel Zank und Streit darüber 
gibt, wie die Schutzwehren in Europa am 
besten zu bemannen seien. Eine freiwillige 
Aufgabe Europas hieße den nationalen In-
teressen der USA direkt zuwiderhandeln.

Aber es sind noch andere Interessen betrof-
fen. Ein ost-westliches Atomwaffenabkommen 
könnte eventuell unmöglich werden, wenn die 
Westmächte sich über das Atomwaffenverbot 
für Deutschland hinwegsetzen sollten. Ruß-
land wird das äußerste tun, und zwar mit der 
leidenschaftlichen Unterstützung auch der von 
ihm selbst versklavten Nationen, um dieses 
Verbot wirksam aufrechtzuerhalten. Eine ato-
mare Abschreckungsmacht für die NATO hätte 
in den Augen der Westdeutschen den Vorteil, 
daß ihnen damit einmal gestattet wäre, bei 
der Entscheidung über den Einsatz dieser Ab-
schreckungsmacht mitzusprechen. Zum anderen 
würden sie damit in die Lage versetzt, einer 
vorzeitigen Entscheidung entweder für Paris 
oder für Washington aus dem Wege zu gehen. 
Wenn dagegen eine solche Entscheidung aber 
getroffen werden muß, und wenn das Ergeb-
nis mehr eine europäische als eine NATO-Ab-
schreckungsmacht ist, dann werden die West-
deutschen imstande sein, ihren Einfluß vor-
nehmlich über Paris geltend zu machen, wäh-
rend Paris, immer die französische Hegemonie 
über Europa im Auge, seinerseits glücklich sein 
wird, hauptsächlich mit den Deutschen zu ar-
beiten.

Der Schluß aus alledem ist, daß sich niemand 
aus der strategischen Verklammerung heraus-
winden kann und daß die Vereinigten Staa-
ten aufhören werden, das bestimmende Glied 
dieser strategischen Verklammerung zu sein, 
wenn eine europäische Abschreckungsmacht 
entsteht, die durch die Repressalien, zu denen 
sie herausfordert, die amerikanisch atomare 
Abschreckungsmacht in Bewegung setzen 
kann. Aber natürlich wird nicht nur im We-
sten die Verfügungsgewalt über die Atom-
waffen — zum Guten oder zum Bösen — de-
zentralisiert werden. Auch im Osten würde 
eine Dezentralisation die Lage für Rußland 
ebenso schwierig machen, wie es im Westen 
für die Vereinigten Staaten der Fall ist. Die 
Vorzeichen dafür, daß die Rotchinesen ein Atom-
waffenabkommen unterzeichnen werden, sind 
nicht günstiger als für eine Unterschrift Frank-
reichs — jedenfalls solange nicht Chinesen, 
beziehungsweise Franzosen, ihre politischen 
Ziele erreicht haben. Und es ist unwahrschein-

lich, daß eine Welt, in der sie eben diese Ziele 
erreicht haben, sehr viel sicherer als die ge-
genwärtige sein wird.

Wechselseitiges Verständnis 
der Partner ist notwendig

Die Geschichte hat hier wieder einmal ihre 
manchmal merkwürdige ausgleichende Gerech-
tigkeit geübt. Zwei einander widersprechende 
Theorien setzen die Organisatoren eines Ver-
einigten Europas unter Druck, und mit beiden 
sind sie unter Umständen gleich schlecht be-
raten. Sie behaupten, auf lange Sicht gesehen 
könnten sie auf die Vereinigten Staaten nicht 
rechnen. Umgekehrt dagegen sind sie versucht 
zu glauben, daß die Vereinigten Staaten gar 
nicht anders können, als alles zu unterstützen, 
was sie in naher Zukunft tun werden. In einer 
Hinsicht sind die Vereinigten Staaten auch da-
zu gezwungen, in anderer Hinsicht aber wie-
der nicht. Ein vereinigtes Europa würde nur 
darunter zu leiden haben, wenn es die Ver-
einigten Staaten zum Rückzug auf sich selbst 
zwänge. Die Europäer sollten sich vor Augen 
halten, daß das amerikanische politische Sy-
stem nicht für die Führungsrolle geschaffen 
ist, die von den Vereinigten Staaten aus der 
einfachen Notwendigkeit heraus seit dem letz-
ten Kriege übernommen werden mußte, und 
daß es in diesem System Elemente gibt, die 
nur zu gern jede Möglichkeit ausnutzen wür-
den, um die Lasten dieser Führungsrolle zu 
verringern. Sicher hätten die Vereinigten 
Staaten mehr erreichen können. Aber ange-
sichts maßgebender Kreise im Kongreß, die • 
sich nach einer protektionistischen und isola-
tionistischen Vergangenheit zurücksehnen, ist 
es ein Wunder zu sehen, wie gut sie sich 
überhaupt gehalten haben.

Unterdessen wird jeder Versuch, eine echte 
atlantische Partnerschaft zu bilden, sich mehr 
mit der wirtschaftlichen als mit der strategi-
schen Seite befassen. Wenn es zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Kennedy-Regierung zu Verhandlungen über 
Zollsenkungen kommt, dann werden sich die 
Europäer an der Parole des „Kauft amerika-
nische Waren" stoßen. Auch Ausweichklauseln 
werden der Aufmerksamkeit nicht entgehen. 
Europa wird verlangen, daß die diskriminie-
rende Besteuerung und die unfairen Zollprak-
tiken verschwinden. Auf der anderen Seite 
können die Amerikaner den Europäern vor 
Augen halten, daß unverhältnismäßig hohe 
Ausgaben der Amerikaner für Auslandshilfe 



und überseeische Verteidigung einen außer-
ordentlich großen Anteil am Zahlungsbilanz-
defizit und an dem drastischen Goldabfluß ha-
ben. Und gerade nach weiteren russischen 
Weltraumerfolgen könnten die Vereinigten 
Staaten sich veranlaßt sehen, noch mehr Geld 
für den Wettlauf zum Mond auszugeben. Kön-
nen die Vereinigten Staaten ihre Militäraus-
gaben in Europa und ihre Hilfe für die Ent-
wicklungsländer herabsetzen, ohne daß sie 
von den sich prächtig entwickelnden europäi-
schen Nutznießern ihrer Großherzigkeit ver-
langen, einen größeren Teil davon als bisher 
auf ihre Schultern zu nehmen? Wenn die Euro-
päer darauf bestehen, als gleichrangig ange-
sehen zu werden, dann könnten die Kosten 
für die NATO zu einem Testfall werden. Wer 
als gleichrangig gelten will, muß auch gleich-
rangige Leistungen erbringen.

Auf beiden Seiten des Atlantiks wird Groß-
zügigkeit in weitestem Maße nötig sein. Wa-
shington ist oft hochfahrend gewesen, aber 
die Europäer dürfen nicht vergessen, daß ame-
rikanische Fehler gerade die größeren euro-
päischen Fehlentscheidungen nicht aus dem 
Register streichen, die die Vereinigten Staa-
ten planlos und widerwillig in den Vorder-
grund gestoßen haben. Haben die Amerikaner 
nicht eine fortdauernde Hochkonjunktur? Die 
gegenwärtige europäische Hochkonjunktur ist 
davon weit entfernt. Ein plötzlicher Rückschlag 
in Amerika könnte die Europäer in Versu-
chung führen, nicht ohne einen Anflug von 
Schadenfreude ihren amerikanischen Wohl-
täter von seiner Ausnahmestellung herunter-
zubringen. Solange nicht das materielle Inter-
esse der Europäer am Wohlstand Amerikas 
ganz erloschen ist, muß jede derartige Gehäs-
sigkeit an sich selbst zuschanden werden. Der 
fett gewordene Jeschurun mag treten, aber er 
muß aufpassen, daß er nicht selbst dabei zu 
Schaden kommt. Die Art, wie die Amerikaner 
ihre Führungsrolle im Westen spielen, mag 
nicht immer vorherzusagen sein. Aber mit 
ebenso vielen Unbekannten haben auch die 
Amerikaner zu tun, wenn sie sich vorzustellen 
versuchen, wie ein vereinigtes Europa beschaf-
fen sein und wie es sich verhalten wird in der 
umstrittenen atlantischen Partnerschaft.

Zukunftsperspektiven 
der europäischen Einigung

Es ist gut möglich, daß Europa am Ende viel 
weiter integriert ist, als sich die Europäer 
selbst heute noch vorstellen. Mit einer Zoll-
und Wirtschaftsunion als Grundlage wird der 

Bau Europas gekrönt durch eine politische Ge-
meinschaft. Das ist auch nicht verwunderlich, 
denn die moderne Volkswirtschaft ist ein un-
teilbares Ganzes und besteht eben nicht aus 
gegeneinander abgekapselten und ein losgelö-
stes Eigenleben führenden Wirtschaftsberei-
chen. Was geschieht nun dort, wo noch Schran-
ken bestehen? Rein pragmatisch und ohne 
eine Grundsatzfrage daraus zu machen, kann 
hier die integrierende Macht des Staates zum 
Zuge kommen. Braucht man die staatliche 
Macht, um über ganz Westeuropa hinweg be-
bestimmte Dinge einfach durchzusetzen, dann 
kann ein größeres Staatengebilde unter dem 
einen oder dem anderen Vorzeichen die Glied-
staaten letztlich absorbieren.

Deswegen können die europäischen Föderali-
sten mit relativer Gelassenheit abwarten, bis 
Präsident de Gaulle von der Bühne abtritt. Ein 
Staatenbund, so wie er ihn vorgeschlagen hat, 
wird kaum lange dem Druck nach engerer 
Integration standhalten können, den ein ge-
eintes Europa aus sich selbst heraus erzeugen 
muß. Die Schaffung supranationaler Behörden 
könnte durch Zänkereien, wie die zwischen 
der französischen und westdeutschen Landwirt-
schaft, verzögert werden. Durch die Überwin-
dung dieser Hindernisse kann aber ebensogut 
der ganze Prozeß beschleunigt werden.

An dem Beispiel der Vereinigten Staaten kann 
man ablesen, wie sich die Dinge in Zukunft 
entwickeln werden. Der Handel ist aber nicht 
der einzige Bereich, in dem das Vorbild der 
Vereinigten Staaten die europäische Entwick-
lung vorzeichnet. Die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft tut nichts anderes, als was die 
Vereinigten Staaten gemacht haben, als sie 
eine Zollunion über einen Halbkontinent hin-
weg schufen, nämlich gleichzeitig mit dem Ab-
bau der Zölle zwischen den Teilnehmerstaaten 
einen gemeinsamen Außenzolltarif einzufüh-
ren. Desgleichen wird ein vereintes Europa 
wohl auch die Schritte unternehmen müssen, 
die die Vereinigten Staaten in allen anderen 
Bereichen der amerikanischen Wirtschaft tun 
mußten. Unter allen Staaten mit freier Gesell-
schaftsordnung sind die Vereinigten Staaten 
die erfolgreichsten Pioniere wirtschaftlicher 
Großordnungen. Genauso ist es auch mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, — je 
mächtiger der Strom des europäischen Handels 
wird, desto stärker wird der Zug zur Groß-
wirtschaft in Europa. Aber dieser Zug kann 
sich in der europäischen Wirtschaft ohne Aus-
bau des allgemeinen Rahmens der europäi-
schen Integration nicht durchsetzen.



Handel und Großwirtschaft laufen miteinander 
parallel und bereiten damit den Boden für den 
föderativen Zusammenschluß, durch den allein 
sich die optimale Wirkung des ganzen Experi-
ments erreichen läßt. Die eingeschlagenen 
Wege können mannigfaltig, uneben, gewun-
den und ohne die üblichen Wegweiser sein. 
Die europäischen Gemeinschaften schaffen 
vielleicht neuartige Modalitäten. Es kann sein, 
daß innerhalb einer politischen Union eine 
echte Übertragung von Hoheitsrechten nicht 
ohne die Zustimmung der Mitgliedstaaten 
möglich ist. Was aber die Mitgliedstaaten 
nicht tun können, ist, die Energien wieder ein-
zudämmen, die einmal von der Zollunion frei-
gegeben und von der Wirtschaftsunion in 
einem ständig wachsenden Bereich beschleu-
nigt werden. Tief eingewurzelter Partikularis-
mus in Sprache und Kultur kann immer noch 
ein Hindernis darstellen. Aber selbst wenn 
ein solches Hindernis sich nicht beiseitefegen 
läßt, kann es in dem Maße, wie sich ein Ver-
eintes Europa in sich selbst unauflöslich 
festigt, umgangen werden.

Die Vereinigten Staaten haben der engstmög-
lichen wirtschaftlichen und politischen Integra-
tion Europas ihren Segen gegeben. Aber wür-
den sie glücklich darüber sein, wenn der Par-
tikularismus weiterlebt, obwohl die Vielzahl 
durch die Einzahl ersetzt wurde, wenn der 
europäische Partikularismus auf dem Gebiet 
der Verteidigung, der Diplomatie, des Welt-
handels und der internationalen Finanzen 
lediglich in einem größeren Maßstab prakti-
ziert wird? Die Ironie, die in einer solchen 
Situation für die Vereinigten Staaten liegen 
würde, ist offensichtlich.

Es ist zu erwarten, daß ein vereintes Europa 
in der Lage sein wird, den Vereinigten Staa-
ten geschlossen sowohl „Nein" wie auch „Ja" 
zu sagen. Die angestrebte Geschlossenheit 
kann nach amerikanischem Vorbild erreicht 
werden. Mit anderen Worten, je mehr ameri-
kanische Verfahrensweisen übernommen wer-
den, desto eher werden die Europäer imstande 
sein, sich den amerikanischen Ratschlägen zu 
widersetzen. Wenn man den Stand von heute 
nimmt, dann ist es nicht nur die amerikanische 
Nachkriegshilfe, die Europa dazu befähigt, 
wenn es das will, sich von Amerika abzuset-
zen. Der Entwicklungsprozeß, der Amerika 
erst zu Amerika machte, wird auch sein Teil 
beitragen.
Dieses Paradoxon muß man verstehen. Nur 
auf sich gestellt hätten die Vereinigten Staa-
ten niemals andere amerikanisieren können.

Aber wenn andere Amerika in seiner Lebens-
weise nacheifern, die ja auf Massenproduk-
tion verbunden mit freiem Handelsverkehr, 
Freizügigkeit und einer mobilen sozialen Ord-
nung basiert, können sie sich sehr wohl selbst 
amerikanisieren. Ein vereintes Europa wird 
einer Großordnung bessere Möglichkeiten bie-
ten in einem Gebiet, das sich in seiner Ge-
schichte bisher darauf etwas zugute hielt, jede 
Großordnung abgelehnt zu haben. Die Selbst-
amerikanisierung könnte eine dritte Kraft in 
den Stand setzen, ausgerechnet unter dem 
atomaren Schutzschild der Vereinigten Staa-
ten zu einem Alleingang anzutreten.

Die Problematik 
des deutsch-französischen 
Verhältnisses

Wir wollen uns mit den politischen Prognosen 
beschäftigen, die sich aus einer fortschreiten-
den Integration Westeuropas ergeben. Was 
immer auch daraus entstehen mag, daß die 
Franzosen und die Deutschen die Streitaxt be-
graben haben, dafür wird die Menschheit 
dankbar sein müssen. Aber die tieferen Ziele 
der beiden Völker sind nicht die gleichen. 
Frankreich ist eine saturierte Macht, die Bon-
ner Republik aber, wie das Deutschland zwi-
schen den beiden Weltkriegen, ist es nicht. 
Von Bismarck bis Hitler waren die beiden 
heute bestehenden deutschen Gebiete für rund 
fünfundsiebzig Jahre ein einziger Staat. Seine 
Aufspaltung in einen östlichen und einen west-
lichen Teil hat sich das deutsche Volk allein 
selbst zuzuschreiben. Um aber die Bonner 
Republik nach dem Westen hin orientiert zu 
halten, muß eben der Westen ihre Forderung 
nach einer Wiedervereinigung Deutschlands 
vertreten. Dieses Ziel kann aber nur unter Be-
dingungen erreicht werden, die die eben in 
Gang gesetzte Einigung Westeuropas wieder 
rückgängig machen und die im Rahmen des 
weltumspannenden Kräftegleichgewichtes im 
Widerspruch stehen zu der eigenen Konzep-
tion des Westens für die Verteidigung des 
europäischen Abschnittes eben dieses Kräfte-
gleichgewichtes.

Worauf wartet Moskau denn? Ein neutrales 
Reich, in dem sich ein sowjetischer Satellit mit 
Erlaubnis Moskaus der Bonner Republik wie-
der angeschlossen hat, könnte dem Westen 
strategischen Zutritt zu deutschem Territorium 
verweigern und ihn von seinem wirtschaft-
lichen Zugang zu der Schwerindustrie an der 



Ruhr ausschließen. Aber es kann auch bedeu-
ten, daß die Russen sich wieder mit einem 
größeren Deutschland auseinandersetzen müs-
sen; und sowohl unter den Russen wie auch 
unter den versklavten Nationen Osteuropas 
ist die deutsche Invasion noch frisch im Ge-
dächtnis. Nach den Erfahrungen mit seinem 
chinesischen Verbündeten könnte Moskau es 
möglicherweise vorziehen, weniger statt mehr 
Großmächte am Rande seines Imperiums lie-
gen zu haben. Ebenso wenig kann das sowje-
tische Reich wirtschaftlich integriert werden, 
wenn es auf das Wirtschaftspotential Ost-
deutschlands verzichtet.

Das Vorkriegsreich läßt sich nicht wieder her-
stellen, ohne im Westen das Gespenst der 
deutschen Vorherrschaft erneut heraufzube-
schwören. Diese Tatsache wirft kritische Fra-
gen auf. Wird Westdeutschland versuchen, 
sich den weltweiten Machtapparat nutzbar zu 
machen, mit dessen Hilfe der Westen unter 
Führung Amerikas die Bedrohung aus dem 
Osten abgewehrt hat? Soll Westdeutschland, 
solange es irredentistische Ziele verfolgt, über-
haupt auch nur indirekten Zugang zur ato-
maren Abschreckungsmacht erhalten? Wissen 
die Franzosen in dieser Hinsicht, was sie tun?

Es erforderte Mut vom Nachkriegsfrankreich, 
zu vergeben und zu vergessen. Durch die 
NATO wurde die Bonner Republik strategisch 
an den Westen gebunden. Durch die Euro-
päischen Gemeinschaften würde sie wirtschaft-
lich und politisch festgelegt sein. Von diesen 
Maßnahmen, besonders wenn sie durch einen 
föderativen Zusammenschluß besiegelt wer-
den, erhofft man sich, daß sie Westdeutsch-
land daran hindern werden, die russischen 
Bedingungen für eine deutsche Wiederverei-
nigung zu akzeptieren. Aber selbst wenn sich 
die zwei Teile Deutschlands unter westlichen 
Bedingungen wiedervereinigen ließen, würden 
die Franzosen erdrückt werden. Frankreich 
könnte eine deutsche Wiedervereinigung als 
Ziel solange unterstützen, als seine Erfüllung 
in weiter Zukunft liegt. Als Gegenleistung 
erhält Frankreich dafür von Bonn die Zustim-
mung und Unterstützung für seine Pläne zu 
einer Neuverteilung der Macht innerhalb des 
Westens, durch die Frankreich seinen eigenen 
Status zu erhöhen trachtet. Ein größeres deut-
sches Reich wird möglicherweise in Überein-
stimmung mit seiner Tradition versuchen, den 
Osten gegen den Westen auszuspielen. Wird 
Bonn zuerst Paris und Washington gegenein-
ander ausspielen? Es wird für die Vereinigten 
Staaten als Führer des Westens oder für den 

Westen als Ganzes nicht einfach werden, wenn 
die Bonner Republik oder Frankreich oder 
beide zusammen versuchen, ein vereinigtes 
Europa vor den Wagen ihrer besonderen In-
teressen zu spannen.

Zwei Probleme zeigen sich da: Westdeutsch-
land in ein vereinigtes Europa einzufügen, 
und ein vereinigtes Europa in eine wirk-
liche atlantische Gemeinschaft einzupassen. 
Diese beiden Probleme können nicht losge-
löst voneinander behandelt werden. Man mag 
zur Kenntnis nehmen, daß die Niederlage 
und die deutsche Besetzung viel weniger Nar-
ben beim offiziellen Frankreich hinterlassen 
zu haben scheint, als die Feindschaft des ame-
rikanischen Verbündeten — des Befreiers von 
gestern — während der Suez-Krise. Eine ei-
gene atomare Abschreckungsmacht könnte 
nun die Franzosen ermutigen, Washington 
offen die Stirn zu bieten. Aber allein das Vor-
handensein eines weltweiten Gleichgewichts 
der Kräfte war es, das ihnen die nötige Sicher-
heit gab, als sie sich aus Indochina und Nord-
afrika zurückzogen, als sie ihren „Sitzstreik" 
in der NATO inszenierten und die vierte Re-
publik stürzten. Es ist daher sehr die Frage, 
ob die Garantie, welche die Amerikaner mit 
oder ohne europäische Abschreckungsmacht 
zu bieten haben, sich überlebt hat oder nicht.

Großbritannien
als Stabi 1 isieru n g sfaktor 
in Europa

Den Franzosen paßt die anglo-amerikanische 
Solidarität schon seit langem nicht, und des-
halb verlangen sie, mit den Vereinigten Staa-
ten und Großbritannien eine Art Drei-Mächte-
Direktorium zu bilden. Aber welches Vertrau-
en könnten sie in Washington und London 
erweckt haben? Wer wird für Frankreich 
sprechen, wenn das Regime de Gaulle einmal 
zu Ende ist, — die Armee, die extreme Rechte, 
die äußerste Linke? Präsident de Gaulle mag 
seinen Traum von einem befriedeten Europa 
vom Atlantik bis zum Ural träumen. Aber da 
das eine grundlegende Verschiebung in der 
Machtverteilung nach sich zieht, bedeutet das, 
daß eine europäische dritte Kraft mit Frank-
reich an der Spitze mit der Sowjetunion eine 
eigene Übereinkunft treffen kann. Aber die 
Franzosen sollten sich vor allem daran erin-
nern, daß der Ausruf „Rette sich, wer kann" 
von Napoleon stammt. Ehe eine dritte Kraft 
den Vereinigten Staaten in den Rücken fällt, 
ist es sehr wohl möglich, daß sie sich von den 



Vereinigten Staaten allein gelassen sieht. Ein 
bilaterales Abkommen mit Washington ist 
gerade das, was Moskau, das sich der globa-
len Machtrealitäten bewußt ist, seit langem 
gesucht hat. Die Westeuropäer sollten die 
letzten sein, die Vereinigten Staaten in ein 
solches Abkommen hineinzutreiben.

Diese Umstände gerade sind es, die die zwi-
schen Befürchtungen und Hoffnungen hin und 
her gerissenen Amerikaner darauf dringen 
ließen, daß für Großbritannien auf irgendeine 
Weise Platz in einem neugeeinten Europa ge-
funden wird. Wenn das gelingen sollte, wird 
nicht nur eine mehr nach außen gerichtete 
Haltung des Europäischen Gemeinsamen Mark-
tes bezüglich handels- und wirtschaftspoliti-
scher Fragen sichergestellt, sondern auch das 
Element politischen Risikos verkleinert. Die 
Belgier, die Holländer, die Luxemburger, die 
Italiener (zusammen mit Großbritanniens 
Partnern in der kleinen Europäischen Freihan-
delszone) haben sich sehr empfindlich gegen-
über einer westdeutschen, französischen oder 
deutsch-französischen Vorherrschaft gezeigt. 
Ein britisches Gegengewicht könnte diese Ge-
fahr abwenden. Darüber hinaus würde eine 
europäische dritte Kraft in Widerspruch ste-
hen zu der amerikanischen Führungsrolle im 
Westen. Auch hier könnte am besten Groß-
britannien zur Stabilisierung beitragen. Aller-
dings ist Großbritannien nicht mehr so stark, 
wie es einst war, und könnte seine Aufgabe 
als europäischer Stabilisierungsfaktor nur dann 
erfüllen, wenn es als Glied eines europäischen 
föderativen Zusammenschlusses von seinen 
überseeischen Kraftquellen nicht abgeschnitten 
wird. Eine dieser überseeischen Kraftquellen 
ist das Commonwealth. Eine andere ist die 
anglo-amerikanische Freundschaft. Sie sind ja 
auch beide schon lange eng miteinander ver-
bunden.

In strategischen Fragen, wie z. B. die Verfü-
gung über die Abschreckungsmacht, ist es 
zwingend notwendig, daß Großbritannien und 
Amerika auch weiterhin am gleichen Strange 
ziehen. Denn es könnte sehr schnell der Zeit-
punkt kommen, wo Großbritannien als Atom-
macht wünschen wird, einen neuen Kurs abzu-
stecken. Wird seine Sicherheit garantiert sein, 
wenn es das britische Teilstück der westlichen 
atomaren Abschreckungsmacht mit dem franzö-
sischen verschmilzt? Wie könnte Großbritanni-
en einer europäischen politischen Union ange-
hören, ohne zugleich diese Verschmelzung 
vorzunehmen? Wie wird sich Washington 
dazu einstellen?

Die e n g 1 i s c h - a m e r i k a n i s c h e 
Freundschaft ist die Hauptstütze 
des Westens

Washington wird weniger besorgt sein, wenn 
ein vereintes Europa sich nicht an den Ober-
befehl über irgendeine gemeinsame eigene 
atomare Abschreckungsmacht klammert, son-
dern das der NATO überläßt. Dadurch näm-
lich wäre es gut möglich, daß die Vereinigten 
Staaten noch immer das letzte Wort behalten. 
Was aber geschieht, wenn andere atomare 
Abschreckungseinheiten innerhalb des We-
stens nicht der NATO unterstellt werden? In 
diesem Falle müßte das britische Teilstück 
der allumfassenden atomaren Abschreckungs-
macht, wenn es schon überhaupt irgendwohin 
sonst übertragen werden soll, gewiß auf die 
Vereinigten Staaten überschrieben werden. 
Nicht nur in diesem außerordentlich wichtigen 
Punkt, sondern in jeder Hinsicht bleibt die 
anglo-amerikanische Freundschaft die Haupt-
stütze des Westens, ob man das zugeben will 
oder nicht.

DieserWahrheit heute wieder Geltung zu ver-
schaffen, mag bedeuten, gegen den Strom 
schwimmen zu wollen. Nichtsdestoweniger 
muß sie wieder, und zwar auf beiden Seiten 
des Atlantik, deutlich ausgesprochen werden. 
Eine freie Weltordnung hätte möglicherweise 
niemals überlebt, wenn es nicht in den schwär-
zesten Stunden des zwanzigsten Jahrhunderts 
die enge anglo-amerikanische Bindung gege-
ben hätte. Seit dem zweiten Weltkrieg hat 
diese enge Bindung vom Fernen Osten bis 
zum Kongo und zur Kubakrise ihre bezeich-
nenden Höhen und Tiefen gehabt. Aber so 
tief ist die anglo-amerikanische Freundschaft 
in den nationalen Interessen Großbritanniens 
und der Vereinigten Staaten verwurzelt, daß 
nicht einmal die tragische anglo-amerikanische 
Divergenz in der Suez-Krise sie zerstören 
konnte.

Und jetzt wünschen die Vereinigten Staaten, 
eben weil sie sich auf Großbritannien verlas-
sen, daß England eine Rolle bei der Vereini-
gung Europas spielt. In der amerikanischen 
Einstellung zu Europa wird nicht nur voraus-
gesetzt, daß die Vereinigten Staaten auch 
weiterhin der Führer des Westens sein wer-
den, wie es jetzt der Fall ist, sondern auch, 
daß Großbritannien an ihrer Seite steht. Man 
wird die Frage stellen, ob die Mehrheit des 
britischen Volkes noch wünscht, an der Seite 
der Vereinigten Staaten zu marschieren. In 
zwei kürzlich über BBC verbreiteten Sendun-



gen, die "The Listener" abgedruckt hat 1), wur-
de die anglo-amerikanische Freundschaft als 
ein geschichtlich unbegründeter Mythos be-
schrieben. Die Wahrheit aber ist immer ein 
Mythos für diejenigen, die selbst Mythen 
schaffen.

Die Alternative Europa 
oder Commonwealth ist falsch

Welche Rolle wird Großbritannien bei der Um-
gruppierung zwischen Europa und Amerika 
spielen? Gegner und Fürsprecher des briti-
schen Eintritts in den Gemeinsamen Markt 
haben es oft als selbstverständlich hingestellt, 
daß Großbritannien vor der Entscheidung zwi-
schen Europa und dem Commonwealth steht. 
Das aber ist eine falsche Antithese. Das wirk-
liche Problem ist der Status Großbritanniens. 
Wenn England einen unabhängigen Status 
beibehalten kann, wird das Commonwealth 
ungeachtet aller Streitereien über Handels-
abkommen weiter bestehen bleiben können. 
Wenn Großbritannien aber nicht unabhängig 
bleiben kann, sondern einfach in eine insulare 
Randprovinz einer europäischen Union ver-
wandelt wird, dann wird das Commonwealth 
automatisch auseinanderfallen, ebenso wie die 
anglo-amerikanische Verbindung, die andere 
überseeische Kraftquelle Großbritanniens. Das 
Großbritannien des zwanzigsten Jahrhunderts 
gleicht einem Dreifuß, mit einem Bein in Eu-
ropa stehend, mit einem anderen sich auf das 
Commonwealth stützend, und mit dem letzten 
auf der Verbindung mit den Vereinigten Staa-
ten ruhend. Die Umstände und Bedingungen 
können sich ändern. Großbritannien muß 
auf allen Beinen dieses Dreifußes stehen und 
nicht nur auf einem oder zweien davon.
Es wird eine komplizierte Aufgabe sein, ein 
vereinigtes Europa zu schaffen, das nach der 
amerikanischen Konzeption eine der beiden 
gleich starken Säulen des atlantischen Gebäu-
des sein soll. Wie die Säule auf der amerika-
nischen Seite des Atlantik beschaffen sein 
wird, ist noch nicht sicher. Soll Kanada z. B. 
dazugehören? Die europäische Säule soll durch 
enge Integration zementiert werden. Kanada 
hat sich aber in dem Bestreben, seine natio-
nale Eigenständigkeit zu bewahren, schon seit 
langem einer engen Integration mit seinem 
riesenhaften Nachbarn widersetzt.
Es erhebt sich auch die Frage, wo die latein-
amerikanischen Länder ihren Platz finden

1) 5. Okt. 1961 und 23. Aug. 1962. "The Listener", 
20. Sept. 1962, hat einen Protestbrief abgeschwächt 
und verwässert wiedergegeben.

sollen. Denn in einem hemisphärisch geeinten 
Amerika würden sie eher eine Belastung als 
einen Gewinn darstellen. Europa und Amerika 
müssen für Südamerika alles tun, was sie nur 
können. Doch hat Lateinamerika wenig Gegen-
leistung zu bieten. Aber nur auf der Basis der 
Gegenseitigkeit kann eine wirkliche atlanti-
sche Partnerschaft, so wie sie Präsident Ken-
nedy konzipiert hat, funktionieren.

Die Probleme müssen 
in weltweitem Rahmen gelöst 
werden

Daraus ergeben sich ein negativer und ein 
positiver Akzent. Der Akzent wird negativ, 
wenn Europa und Amerika nicht am gleichen 
Strang ziehen. Glücklicherweise aber haben 
ihre östlichen Rivalen mit noch größeren Un-
zulänglichkeiten fertig zu werden. Rußland 
und China sind zweifellos nicht einfach nur 
Holzlatten, die durch Anstrich wie Eisen aus-
sehen sollen. Doch muß die kommunistische 
Wirtschaft schon noch etwas mehr leisten, 
wenn sie auch weiterhin auf einige der neu-
tralen Staaten Eindruck machen will. Hinzu 
kommt noch, daß, wenn auch Europa und Ame-
rika vielleicht über die gemeinsame Vertei-
digung geteilter Meinung sein sollten, sich die 
Hauptexponenten des chinesisch-sowjetischen 
Lagers möglicherweise noch gegeneinander 
werden verteidigen müssen. Wenn sich somit 
der Westen nicht aus eigener Kraft retten 
kann, trägt zu seiner Rettung vielleicht die 
Uneinigkeit des Ostens bei.

Der Westen wird seine Maßnahmen selbst 
zur Wirkungslosigkeit verdammen, wenn er 
seinen Aktionsradius zu eng absteckt — wenn 
die europäischen Ziele nicht in einen atlan-
tischen Rahmen gestellt werden und die at-
lantischen Probleme nun ihrerseits wieder 
nicht in einen Rahmen eingepaßt werden, der 
wie das Commonwealth und die anglo-ameri-
kanische Freundschaft wirklich weltweites 
Ausmaß hat. Völkern, die noch nicht ganz frei 
oder gerade erst unabhängig geworden sind, 
muß man eine gewisse Unsicherheit bei ihrem 
ersten Auftreten auf der Bühne der Weltpoli-
tik nachsehen. Für Europäer und Amerikaner 
könnte man wohl kaum noch eine Entschuldi-
gung gelten lassen. Solange wie sie Frei-
heit und Ordnung auf weltweiter Basis auf-
rechterhalten, werden die Werte der zivilisier-
ten Gesellschaft erhalten bleiben. Dadurch 
können Europa und Amerika neue Gemein-
schaften unter gleichzeitiger Bewahrung alter, 
schon vorhandener, zusammenschmieden.


